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«Wer soll unsere Verkehrsinfrastrukturen bezahlen?»

Infra-Tagung vom 14. Januar 2009 in Luzern

Medienmitteilung
Verkehrsfinanzierung ohne Steuergelder – Utopie oder bald Realität?
Luzern, 14.1.2009 – Grenzenlose Ausbauwünsche, fehlende finanzielle Mittel – 
die öffentliche Hand steht bei den Verkehrsinfrastrukturen vor grossen Herausforderungen. Selbst mit jährlichen Steuererhöhungen von 2 Mrd. Franken könnten nur rund die Hälfte der geforderten Projekte umgesetzt werden. Ein völlig neues Modell der Verkehrsfinanzierung steht zur Diskussion.
Einig waren sich alle der rund 700 Teilnehmer der traditionellen Infra-Tagung im KKL Luzern, der bedeutendsten Eintagesveranstaltung der schweizerischen Bauwirtschaft: Die Bedürfnisse nach neuen Verkehrsinfrastrukturen übertreffen bei weitem die finanziellen Möglichkeiten von Bund, Kantonen und Gemeinden. Bei den möglichen Lösungsansätzen zur Bewältigung der in Zukunft weiter massiv steigenden Mobilität vertraten die Referenten aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft aber unterschiedliche Standpunkte. Am kontroversesten äusserte sich Prof. Reiner Eichenberger, Leiter des Seminars für Finanzwissenschaften der Universität Fribourg. Er fordert eine konsequente Durchsetzung des Verursacherprinzipes auch bei den Verkehrsinfrastrukturen.
Entlastung der Öffentlichkeit um bis zu 18 Milliarden Franken
Mit einem dreistufigen Reformprogramm soll die heutige, aus Sicht von Eichenberger verfehlte Subventionierungspolitik durch eine „Neue Finanzierung des Verkehrsbereichs“ (NFV) abgelöst werden. Konkret fordert der Finanzexperte die volle Abgeltung der individuellen externen Kosten pro Verkehrsteilnehmer (durch ein elektronisches „Road Pricing“ System) und die vollständige Streichung der Subventionen für den öffentlichen Verkehr. Dieses „Verursacherprinzip für alle“ würde die Übermobilität der Gesellschaft mit all ihren negativen Auswirkungen beseitigen. Zusätzliche Staatseinnahmen zwischen 7-10 Mrd. Franken (Abgeltung der externen Kosten), die Streichung der Subventionen beim öV von rund 7 Mrd. Franken und einen tendenziellen Rückgang der Verkehrsnachfrage mit entsprechenden Einsparungen beim Infrastruktur(aus)bau würden gemäss Eichenberger die öffentlichen Budgets um 14-18 Mrd. Franken entlasten. Eichenberger ist zudem überzeugt, dass eine komplett neue Finanzierung der Verkehrsinfrastrukturen nicht nur wirtschaftlicher, ökologischer und demokratischer, sondern in der Schweiz auch mehrheitsfähig ist.

Ausbauwünsche auch mit Steuererhöhungen nicht finanzierbar
Leistungsfähige Schienen und Strassen sind gemäss Peter Siegenthaler, Direktor der Eidgenössischen Finanzverwaltung, unabdingbare Voraussetzungen für eine prosperierende Volkswirtschaft und tragen wesentlich zum nationalen Zusammenhalt und Austausch bei. Gleichzeitig zeigte Siegenthaler aber auch deutlich die (finanziellen) Grenzen auf. Sowohl beim privaten als auch beim öffentlichen Verkehr sei ein eigentlicher Projekt-Wettlauf im Gange. Das führe dazu, dass heute Ausbauwünsche im Umfang von rund 60 Mrd. Franken (ohne Doppelzählungen) im Raum stünden, welche vom Bund zu tragen wären: Bahninfrastrukturprojekte (ZEB 1; 21 Mrd. Franken), Agglomerationsprojekte (17 Mrd. Franken), Engpassbeseitigung auf den Nationalstrassen (15 Mrd. Franken) und neuer Netzbeschluss NEB und NEB+ (10 bzw. 17 Mrd. Franken). 
Dieser Wunschkatalog ist gemäss den Ausführungen von Siegenthaler in dieser Grösse nicht finanzierbar. Eine Priorisierung der Projekte ist deshalb zwingend notwendig. Gebaut werden soll nur, was einen erwiesenen volkswirtschaftlichen Nutzen abwirft. Gleichzeitig stehen neue Finanzierungsmassnahmen zur Diskussion. Doch selbst bei Steuererhöhungen von jährlich bis zu 2 Mrd. Franken (Erhöhung Mineralölsteuerzuschlag) liesse sich unter Berücksichtigung der Teuerung von den Ausbauwünschen in den kommenden 20 bis 25 Jahren gerade mal die Hälfte finanzieren. Deshalb sind gemäss Siegenthaler auch alternative Finanzierungsmöglichkeiten wie eine verstärkte Benutzerfinanzierung der Bahnpassagiere, eine zusätzliche Übernahme von Finanzlasten durch die Kantone oder der Einsatz von Private-Public-Partnership-Modellen zu prüfen.
Bahnkunden tragen Kosten mit
Andreas Meyer, CEO der Schweizerischen Bundesbahnen, rechnet mit einem Anstieg des Schienenverkehrs bis ins Jahr 2030 von mehr als 50 Prozent, in Teilbereichen sogar mit über 100 Prozent. Besonders in den Hauptverkehrszeiten stosse das SBB-Netz zum Teil schon heute an seine Kapazitätsgrenzen. Die Optimierung des Rollmaterials ist geplant oder bereits im Gange. Um jedoch die Systemzuverlässigkeit auch in Zukunft zu gewährleisten, ist laut Meyer ein rascher Ausbau des Schweizer Schienennetzes unumgänglich. Mit den Beschlüssen der eidgenössischen Räte über die ZEB-Vorlage und deren Folgeprogramm, der Bahn 2030, sei ein erster, wichtiger Schritt getan.
Noch stärker als bisher stünde bei der Bahn 2030 die Finanzierungsfrage im Vordergrund. Dabei unterstützt der SBB-CEO die von Prof. Reiner Eichenberger und Peter Siegenthaler geäusserte Forderung nach einer verstärkten Nutzerfinanzierung durch die Bahnkunden. Ebenfalls in Erwägung zu ziehen seien zudem neue öffentliche oder auch privat getragene Finanzierungsmodelle.
Steuererhöhungen nur mit echter Gegenleistung
Michel Buro, Präsident des Fachverbands Infra, forderte einmal mehr von der Politik verbindliche und langfristige Infrastrukturplanungen mit möglichst tragfähigen und verlässlichen Finanzierungslösungen. Für Benedikt Koch, Geschäftsführer des Fachverbands Infra, hätte eine Erhöhung der Mineralölsteuer oder ein Aufschlag bei der Autobahnvignette nur dann eine Chance, wenn die Politik glaubwürdig darlegen könnte, dass die Mehreinnahmen zu Hundert Prozent für die Verbesserung der Strasseninfrastrukturen eingesetzt würden. Mit einem Zuschlag von 20 Rappen pro Liter könnten gemäss Koch jährlich Mehreinnahmen von 1,4 Mrd. Franken generiert werden, welche eine schnellere Beseitigung der Engpässe auf dem Nationalstrassennetz ermöglichen würde.
Auch Bauwirtschaft gefordert
In seiner Funktion als Präsident des Verwaltungsrates der Ammann-Unternehmungen referierte Nationalrat Johann Schneider-Ammann zum Thema Kosten- und Ressourcenoptimierung bei der Mischgutaufbereitung. Eine Absenkung der Misch- und Verarbeitungstemperaturen sowie eine Erhöhung des Anteils an Recyling-Materials im Neu-Asphalt führen gemäss Schneider-Ammann nicht nur zu markanten Verbesserungen in den Bereichen Wirtschaftlichkeit, Unweltverträglichkeit, Betriebssicherheit und Bedienerfreundlichkeit, sondern optimieren auch die Infrastrukturkosten.
Lehrstück A3 Westumfahrung / A4 Knonauer Amt
Felix Muff, Kantonsingenieur des Kantons Zürich, und Josef Kunz, Abteilungsleiter Tiefbau der Anliker AG, berichteten aus ihrer Perspektive als Bauherr beziehungsweise Unternehmer über ihre Erfahrungen beim Bau der Westumfahrung Zürich und der neuen Nationalstrasse A4 im Knonauer Amt. Rund dreissig Jahre vergingen bei diesem Grossprojekt zwischen Planung und Einweihung (April 2009). Im Verlaufe dieser Zeit änderten sich nicht nur die Linienführungen, sondern auch die Normen, Vorschriften, technologischen Möglichkeiten, das politische Umfeld und die gesellschaftlichen Werte (Beispiel Umweltbewusstsein). Dies wirkte sich nicht nur auf den Baufortschritt, sondern auch auf die Baukosten aus. Erfreulicherweise konnte trotzdem der im Rahmen des Ausführungsprojektes genehmigte Kostenvoranschlag eingehalten werden.
___________
Weitere Auskünfte:

· www.infra-schweiz.ch

· Dr. Benedikt Koch, Geschäftsführer Fachverband Infra, Mobile 079 622 09 40

Alle Referate und Präsentationsfolien sowie die Medienmitteilung zur Infra-Tagung sind am 14. Januar 2009 ab 13:00 Uhr auf www.infra-schweiz.ch verfügbar.
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